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Zl.26.514-PrM/71 

Parlamentarische:Anfrage Nr.756/J 
an den Bundeskanzler, betreffend 
Besoldung derB.undes})ediensteten 
ande~ UnivErsit~tskliniken; 

3o.August1971 

Beantwortung 

An den 

Pr~sidenten des Nationalrates 
Dipl. Ing.~Karl WALDBRUNNER, 

1010 Wi.en 
====== 

zu 'YS6/J. 
Präs. am ____ 6,_ ~ep.:J97t 

pie Abgeordneten zum Nationalrat Dr.SCRINZI, MELTER und 

G€nossenhaben am B.Juli 1971 unter Nr.756/J an mich eine An­

frage betreffend die. Besoldung der Bundesbediensteten an Uni­

versi tätskliniken, gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat.: 

"Das Pflege- und das medizinisch- technische Fachperso­

nal hat einen Uberaus 'wichtigen und verant~ortungsvollerr Dienst 

im Rahmen der Krankenpflege zu versehen. Wie die, Personal ver-

. tretung'jderUniversi t~tsklinik Graz, sektion nichtwissenschaft-

.~licherDiens~, in einer Entschließung vom 16.November 1970 dar­

,legte, besteht in der Höhe der Zulagen und der Weihnacl1ts,?:uwen­

.dupgen zwischen Bundesbediensteten und·Landesbediensteten an der 

. Universi t~tsklinik GrClz bzw.a;m Landeskrankenhaus Gra·z eiil großes' 

"(Mißverh~ltniszuungutlsten der Bundesbediensteten. Eine S0':l~1:::, .. ,.,. ",h. 

ters'chiedlfbheBehand)ung fUhrt zu großer Unzufriedenheit der' 
. Bundesbediensteten'. Die unterzeichneten Abgeordneten richten 

dctheran den Herrn Bund'eskanzler die 

A n f ra ge : 

Werden S~~,·.veranlassen, daß die Zulagen der Bundesbediensteten 

an den Uni v'ersi t~ tskliniken an die der Landesbedienste ten ange­
glichen werden?" 

Ich b~ehre mich, diese Anfrage wie, folgt zu beantworten: 

Der 'Gegenstand der Anfrage berUhrt ein Problem, das Uber 
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den B€reich der Uni vers). tä tsidin"lken hinausgeht und nal1€zu 

den gesamten Bereich der Personalverwaltung des BUndes er­

faßt.Dieses Problem besteht in der unterschiedlichen Besol­

dung der Bediensteten der Länder und Gemeinden einerseits 

und der Bediensteten des Bundes andererseits. Diese unter­

schiedliche Besoldung kommt vielfach in der Gewährung höhe­

rer Zulagen an die Bediensteten der Länder und Gemeinden zum 

Ausdruck. Besonders auffällj,g und daher akut ist dieses Pro­

blem in Bereichen, wie d0n Kliniken und Krankenanstalten,wo 

Bunde s- und Landesbedi enstete den gleichen ArbE i. tspla tz: tei.-

1en. 

In diesem Zusammenhang muß teh wohl auch darauf him,rei­

sen, daß das aufgezeigte Mißverhältnis zuungunsten der Bun­

desbediensteten in noch. viel größerem Ausmaße bei' einern Ver­

glei.ch mi t den Angestellten der Privatwirtschaft zutage tri tt. 

Nur hinsichtlich der Bundesbedhmsteten können das Bun­

deskanzleramt und das Bundesministerium fUr Finanzen durch .. 

ihre.Mitwirkung derzeit bet der Zuerkennung von NebengebUh­

ren nach dem Gehaltsgesetz 1956, BGBl.Nr.54, dara~f d~ingen, 
daß unt€rschledliche Behandlungen gleichartig oder gleichwer­

tig Tätiger verhindert oder ausgeglichen werden. 

Das Bundeskanzleramt ist im Begriffe, gemelnsam mit dem 

Bundesministerium für Finanzen und dem Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung, elne Nebengebührenregelung für 

die Angeh5rigen des medizinisch~technischen Dienstes und für 

das Pflegepersonal an den Anstalten und wissenschaftlichen 

Hochschulen des Bundes zu erarbeiten. 1',11 t dieser Regelung, die 

für den gesamten Bundesbereich gelten mui3, soll v.renigstens 

teilweise eine Angleichung der Besold.ung der an den Univer-:.· 

.si tätskliniken verwendeten B~diensteten an die Besoldung der 

Landesber.iiensteten an Krankenanstalten erreicht ltlerd€n. 
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